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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. (LAGS) haben sich aktuell 30 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGS arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGS unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGS Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information und Beratung behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen von behinderten Menschen,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage behinderter und chronisch kranker Menschen dienen,

· Sozialberatung zu allen relevanten Themen für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung,

· Hinweis auf weiterführende Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen,

· enge Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGS gehören zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGS in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· In der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrations​amt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Landespflegeausschuss,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in der Arbeitsgruppe “Rahmenvertrag nach SGB XII”,
· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen,

· im Arbeits- und Gesprächskreis Behinderung und Sexualität,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes.

2. Der Vorstand der LAGS Bremen
Der auf der Mitgliederversammlung am 30. Juni 2005 gewählte Vorstand der LAGS Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im vergangenen Jahr wieder konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen. Auf der Mitgliederversammlung am 28.06.2007 wurde der Vorstand einstimmig von den anwesenden Vertretern der Mitgliederversammlung entlastet.

Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

	Matthias Weinert

(1. Vorsitzender)
	Gesetzgebung, Beratender Ausschuss beim Integrationsamt, Beratung


	Dieter Stegmann

(2. Vorsitzender)

	Bauen, Wohnen, ÖPNV

	Andreas Hoops

(Rechnungsführer)
	Finanzen, Betreuungsrecht




	Patrick George

(Beisitzer)
	Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung behinderter Menschen



	Jürgen Karbe

(Beisitzer)

	Blinde und Sehbehinderte

	Fritz Terveer

(Beisitzer)

	Forum Barrierefreies Bremen, Internetstadtführer

	Lydia Stegmann

(Beisitzerin)
	Frauen und Behinderung


Bei Bedarf nehmen Sie bitte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGS auf.

3. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGS
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGS Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche: Nachteilsausgleiche, Behinderung und Schwerbehindertenausweis, Leistungsansprüche, Selbsthilfegruppen, Wohnberatung, Mitarbeit in Verbänden und Vereinen, Arbeit und Beruf, Urlaub, Betreuungsrecht sowie die Vermittlung von Rechtsbetreuung. 

Die LAGS ist von Montag bis Donnerstag telefonisch erreichbar von 8.00 - 16.30 Uhr und Freitag von 8.00 - 13.00 Uhr. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -Entwicklung
Wir blicken auf ein Jahr erfolgreicher und intensiver Arbeit zurück. So konnten wir im Mai beispielsweise wieder den Bremer Protesttag organisieren, das 15. Bremer Behindertenparlament im Dezember 2007 veranstalten, waren auf den Bremer Selbsthilfetagen vertreten, haben uns in zahlreichen Gremien für die Rechte behinderter Menschen eingesetzt, am Endbericht „Bremen baut Barrieren ab Teil II/ Regeln und Grundsätze für den Abbau von Barrieren im öffentlichen Raum“ mitgearbeitet, unser Beratungsangebot für Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen erweitert und intensiv mit dem Behindertenbeauftragten kooperiert.

Im vergangenen November erreichte uns dann jedoch folgende Hiobsbotschaft: Die Fördermittel für die LAG Selbsthilfe sollen im Jahr 2008 komplett gestrichen werden. Hiergegen haben wir mit Ihrer Unterstützung in der Sitzung der Sozialdeputation am 23.11.2007 massiv protestiert. In der Folgezeit erreichten uns zahlreiche Solidaritätsadressen, die an die Sozialsenatorin gesandt wurden, um ihr die Wichtigkeit einer verlässlichen Förderung der LAGS zu verdeutlichen. Auch hierfür sei allen Unterstützern an dieser Stelle noch einmal herzlichst gedankt.
Über den Ausgang unseres Kampfes um eine weitere Förderung der LAGS im Rahmen des Doppelhaushalts 2008/2009 wird der 1. Vorsitzende, Matthias Weinert, auf der Mitgliederversammlung mündlich berichten.
Trotz aller Krisen hat sich die LAGS um die Aufrechterhaltung ihrer Informations- und Beratungsleistungen auch im Berichtszeitraum erfolgreich bemüht. Über die Angebote im Beratungsbereich wurde bereits unter Punkt 3 dieses Berichts informiert. Die LAGS erbringt zudem themenübergreifende Informations- und Beratungsleistungen für Menschen mit chronischer Erkrankung und Behinderung im Rahmen entsprechender Publikationen mit sozial- und gesundheitspolitischem Inhalt. Informationsverteilung erfolgt zum einen durch regelmäßig verbreitete Schriften (Selbsthilfe/ Jahresspiegel/ Jahresbericht des Vorstands/ Protokolle des AK Protest/ Einladungen zu den diversen Arbeitskreisen der LAGS, Material für die Protesttage, Dokumentationen der Protesttage). Zum anderen werden sozial- und behindertenpolitische Informationen weitergeleitet durch die Versendung und Bereitstellung von relevanten und nicht periodisch erscheinenden Schriften (Gesetzestexte, Veranstaltungshinweise, Dokumentationen u.s.w.).

Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen konnten wir zudem weiter unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGS weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird.

5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGS Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins geben.

6. arbeitskreise der LAGS Bremen
Die LAGS organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe. 

6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGS Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen". Nach dem Rückzug von Selbstbestimmt Leben Anfang 2004 aus dem AK Protest konnten mit dem Landesverband der Gehörlosen und dem Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz neue Bündnispartner als Mitorganisatoren für die Bremer Protesttage und das Behindertenparlament gefunden werden.

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 15. Bremer Protesttages vom 03.05.2007
· Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung des 15. Bremer Behindertenparlaments am 7.12.2007 anlässlich des Welttages der Behinderten

· Vorbereitung und Durchführung des 16. Bremer Protesttages am 6. Mai 2008
· DIalog mit dem Werkstattrat Bremen über dessen Beteiligung am 16. Bremer Protesttag
6.2 forum barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigt. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGS und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· Beteiligung an dem Projekt „Bremen baut Barrieren ab – Teil II“

· Stellungnahme zum Richtlinienentwurf „Barrierefreie Gestaltung baulicher Anlagen des öffentlichen Verkehrsraumes, öffentlicher Grünanlagen und öffentlicher Spiel- und Sportstätten“

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. -träger

· enge Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeauftragten, der regelmäßig an den Sitzungen des Forums teilnimmt

6.3 Gesprächskreis Behinderung und Sexualität
"Was ich über Sexualität und Behinderung schon immer wissen wollte....!"

Das erfahren Interessierte seit nunmehr über fünf Jahren im Gesprächskreis Behinderung und Sexualität der LAGS. Diese offene Gesprächsrunde traf sich bis Ende 2007 jeden zweiten Dienstag im Monat von 17:00 bis 19:00 Uhr in den Räumen der LAGS. In den Anfängen hatte sich eine kleine Gruppe in diesem geschützten Rahmen freimütig über alle Themen ausgetauscht, die Behinderung und Sexualität betreffen.
Erfahrungen, Erlebnisse, Erschwernisse, Unannehmlichkeiten, Glücksmomente, Praktiken, Hilfen und vieles mehr wurden besprochen oder auch nur erzählt und hinterfragt. Der Kreis der Interessierten hat einen "harten Kern" und unterschiedlich viele Neugierige oder "Tagesgäste". Meist trafen sich 8 bis 10 Menschen.
Anfang 2006 haben sich die Beteiligten ein neues Konzept der Treffen überlegt und umgesetzt. Mit Hilfe von Videofilmen wird die Kommunikationsbereitschaft der Teilnehmer angeregt. Bewegte Bilder zum Thema Behinderung und Sexualität bieten den schnellen Einstieg in Problembereiche und "lösen die Zunge". Das Konzept hat sich bewährt. Die Gruppe hat sich verstetigt und einen guten Zugang zum Thema und auch untereinander gefunden. Schnell wurde man miteinander vertraut und konnte frei reden.
Bei jedem Treffen werden zwei ca. 25 minütige Videos gezeigt. Das eine Video beschäftigt sich mit der Situation unterschiedlicher Behinderter. In den Filmen der "Arbeitsgemeinschaft Behinderte in den Medien" (www.abm-medien.de) wird gezeigt, wie Behinderte ihr auf erste Sicht beschwerliches Leben meistern und Freude daran haben. Nur ein Mensch, der mit sich und seiner Behinderung im Reinen und lebensfroh ist, ist liebenswert. Er kann dann auch körperliche Liebe leben, geben und genießen. 
Die zweiten Videos sind 25 minütige Aufzeichnungen einer vielteiligen Dokumentation des Fernsehsenders N24 zum Thema "Die Sexualität des Menschen". Diese vom kanadischen TV Sender "Discovery Channel" (www.discoverychannel.ca) produzierten und mit dem kanadischen TV-Preis ausgezeichneten Episoden sind nach modernen Sehgewohnheiten in Szene gesetzt. Sie enthalten viele Informationen und neue auch wissenschaftliche Erkenntnisse zum Thema Sexualität des Menschen. Sie sind weder voyeuristisch noch pornographisch aufgemacht, sondern locker, professionell, unverkrampft und informativ.
Nach jedem Film findet eine längere Aussprache statt. Häufig werden die Themen vertieft und mit eigenen Erfahrungen und Erlebnissen der Teilnehmer angereichert. Dadurch kommt eine intime und offene Aussprache zu Stande, in deren Verlauf der eine oder andere vielleicht neue Erkenntnisse und Zugänge zu seiner Sexualität findet. Der Gesprächskreis fühlt sich der Diskretion und Offenheit verpflichtet. Jeder kann alles sagen, weil es nicht an Dritte weitergegeben wird.
Zur Veranschaulichung im Folgenden einige Titel der im letzten Jahr gezeigten Filme:
ABM-Filme:

"Ich will ich sein", die Geschichte des Schauspielers mit Down-Syndrom Bobby Bredow.
"Eine Hochzeit, auf die Mann/Frau warten musste", die Hochzeit eines geistig behinderten Paares.
"Fragen in den Augen seh ich dauernd", das Familienleben mit einem behinderten Kind.
"Wohin mit all der Sehnsucht", ein Tagungsbericht behinderter Frauen.
"Mögt ihr mich", der Alltag eines blinden und mental beeinträchtigten Mädchens.
"Mit allen Sinnen", ein Besuch in der "Körperkontaktstelle SENSIS".
N 24 Filme:

"Diagnose Sexsucht", ein Bericht über krankhaften Zwang zur Sexualität.
"Die Kunst des Flirtens", über die Spielregeln der Geschlechterbegegnung.
"Das Geschlechtsorgan der Frau", ein inzwischen wissenschaftlich gut erforschter Tabubereich.
"Der Zyklus der Frau", von der ersten Regelblutung bis zur Menopause.
"Sexperten", das Leben und die Erkundungen der Sexualwissenschaftler.
Gegenwärtig wird an einem neuen Konzept für den Arbeitskreis gearbeitet. Über den Stand der Planungen unterrichtet Sie Herr Weinert auf der kommenden Mitgliederversammlung im Juni 2008.
7. Projekte und Kooperationen

7.1 Bremen baut Barrieren ab – Teil II
Gegenstand des im Januar 2008 abgegebenen Berichtes (Bremen baut Barrieren ab Teil II – Regeln und Grundsätze für den Abbau von Barrieren im öffentlichen Raum) ist die Formulierung von Grundsätzen zur Erreichung von (mehr) Barrierefreiheit, wobei die Alltagserfahrungen behinderter Bremer Bürger/innen den Ausgangspunkt der Überlegungen bilden.

Ansatzpunkte für barrierefreie Gestaltung 

Die Umfrage und die Begehungen im Rahmen des Projektes "Bremen baut Barrieren ab Teil I" sowie ergänzende Befragungen von behinderten Menschen und ihrer Interessensvertretungen in Bremen für "Bremen baut Barrieren ab Teil II" haben ergeben, dass es unterschiedliche Ansatzpunkte zu einem barrierefreieren öffentlichen Raum gibt. Diese lassen sich grob folgenden Gruppen zuordnen:

· Ausführungsmaßnahmen bei Beibehaltung des vorhandenen Nutzungskonzeptes (Wegebeziehungen und Nutzungstrennungen) Beispiel: Neupflasterungen, Absenkung von Bordsteinkanten, Hochpflasterungen, Einsatz von akustischen und taktilen Elementen zur besseren Unterscheidbarkeit von Bereichen mit unterschiedlicher Nutzung

· Veränderte Nutzungsverteilung und Freiraumorganisation: Bauliche und gestalterische Maßnahmen bei (teilweiser) Erst- oder Umplanung des Nutzungskonzeptes 
(Beispiel: Teilweise Verlagerung von Radwegen in den Fahrbahnbereich, Ersatz von Unterführungen oder Brücken durch (ampelgesicherte) Querungen, Aufgabe von getrennten Nutzungen zugunsten Mischnutzungen / verkehrsberuhigte Zonen)

· Technische Maßnahmen zur Optimierung des Betriebes von Verkehrseinrichtungen und Abstimmung von Baumaßnahmen im Hinblick auf Barrierefreiheit (Beispiel: Ampelschaltungen, Handbücher/Regelwerke für Maßnahmen der Kategorie 1 und 2, verbindliche Regelung von Beteiligungsverfahren, Information und Abstimmung von Maßnahmen bei unterschiedlichen Bauträgern)

· Öffentliches Handeln z.B. durch - Investitionsprogramme zur Durchführung von kleininvestiven Maßnahmen und Beseitigung besonders gravierender Mängel, Weiterbildung, Entwicklung, Rahmenpläne und deren Fortschreibung

· Sonstiges, wie zum Beispiel allgemeine ordnungspolitische Maßnahmen gegen Verkehrsverstösse oder Verunreinigungen im öffentlichen Raum (z. B. Hundekot).

Zur Umsetzung von Barrierefreiheit in allen fünf zuvor genannten Ansatzpunkten sind wesentliche Elemente eines Gesamtkonzeptes:

· Konzeptionen von Barrierefreiheit als differenzierte Handlungsorientierung (Ziele), die in Bezug gesetzt werden zu bestimmten Ansatzpunkten / Handlungsfeldern

· Städtebauliche Leitlinien/Grundprinzipien von Barrierefreiheit, aus denen ggf. weitere Richtlinien abgeleitet werden können

· Die Identifizierung von möglichen Ansatzpunkten/Handlungsfeldern, denen jeweils Instrumente und konkrete Maßnahmen bzw. Ergebnisziele zugeordnet werden

· Prinzipien zur Beteiligung mobilitätsbeeinträchtigter Menschen

· Verpflichtung zur laufenden Fortschreibung des Konzeptes

Vorschlag für eine Konzept- und Zielstruktur

Da eine umfassende Umsetzung von Barrierefreiheit kurzfristig aus verschiedenen Gründen kaum möglich ist, wird ein abgestuftes Konzept von Barrierefreiheit entwickelt. Perspektive des Konzeptes ist aber in jedem Fall die weit in die Zukunft weisende Idee einer vollständigen Barrierefreiheit allerorten. Dieses enthält drei Qualitätsstufen:

Weitestgehend barrierefrei: Gestaltete Lebensbereiche (hier: öffentliche Plätze, Wege, Sport- und Spielanlagen) sollen dann als weitestgehend barrierefrei gelten, wenn alle technischen, gestalterischen und organisatorischen Maßnahmen, die dem (neuesten) Stand der Technik entsprechen, ergriffen worden sind, um allen Menschen mit Beeinträchtigungen eine ebenso gefahr- wie problemlose Nutzung der Räume und Wege zu ermöglichen wie Menschen ohne Beeinträchtigungen. Weitestgehende Barrierefreiheit ist eine politische Strategie, die nicht abschließend regelbar ist – ein visionäres Anforderungskonzept. 

Weitgehend barrierefrei: Gestaltete Lebensbereiche können als weitgehend barrierefrei gelten, wenn ein bestehender Regelungskanon (z. B. Richtlinien) vollständig erfüllt ist oder aber im Rahmen eines Beteiligungsverfahrens sichergestellt ist, dass Abweichungen von dem Regelungskanon keine Einbußen für behinderte Menschen bedeuten. Diese Konzeption ist einem dauerhaften Weiterentwicklungsprozess unterworfen. Weitgehend Barrierefrei ist als lernendes Realisierungskonzept zu verstehen. 

Bedingt barrierefrei: Situationen gelten als bedingt barrierefrei, wenn das für sie geltende Regelwerk zwar nicht vollständig, aber doch soweit eingehalten wird, wie es unter Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des gestalteten Bereichs und/oder unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten möglich ist, also die Einhaltung zu einem unverhältnismäßigen Mehraufwand geführt hätte bzw. führen würde. Bedingte Barrierefreiheit ist ein bestandsorientiertes Sanierungskonzept.

7.2. Pressekonferenz der LAGS zum Thema Datenschutz
Mitte Februar 2008 fand in den Geschäftsräumen der LAGS eine gut besuchte Pressekonferenz zu einem brisanten Thema statt. Gemeinsam mit SL hatte die LAGS die Medienvertreter eingeladen und sie waren zahlreich erschienen. Der Weser Kurier, die Taz, die Nordsee-Zeitung und Radio Bremen haben Redakteure geschickt. Den Fragen der Redakteure stellten sich Frau Rechtsanwältin Doris Galda, der Betroffene Herr Klaus-Fritz Kraft, der Landesbehindertenbeauftragte Herr Dr. Joachim Steinbrück, Wilhelm Winkelmeier von SL und der 1. Vorsitzende der LAGS Herr Matthias Weinert. 

Das Thema der Pressekonferenz war der Datenschutz behinderter Menschen.
Zur Erinnerung:

Herr Kraft ist 74 Jahre alt und lebt seit vielen Jahren in Friedehorst. Er ist blind und auf einen Rollstuhl angewiesen. In der Vergangenheit erhielt er Taxi-Gutscheine im Rahmen des Sonderfahrdienst für Behinderte. Im Jahr 2006 wurde der Sonderfahrdienst von der großen Koalition gestrichen. Dagegen klagte Herr Kraft im Ergebnis erfolgreich, so dass er jetzt wieder Gutscheine erhält und die Sozialsenatorin eine neue Verordnung über den Sonderfahrdienst erlassen musste.. So weit - so gut!

In der mündlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht präsentierte die Sozialbehörde ohne Ankündigung und völlig unerwartet eine ärztliche Bescheinigung über die Mobilität von Herrn Kraft. Darin wurde auch erklärt, dass er durchaus in der Lage sei, mit fremder Hilfe öffentliche Verkehrsmittel zu nutzen. Diese Bescheinigung verwirrte das Gericht und empörte Herrn Kraft und seine damalige Prozessbevollmächtigte Frau Doris Galda. Die Bescheinigung des Arztes aus Friedehorst wurde nämlich ohne Rücksprache oder Einwilligung von Herrn Kraft allein auf Anforderung der beklagten Sozialbehörde erstellt. Darin lag ein klarer Verstoß gegen das Datenschutzgesetz, wie der Landesdatenschutzbeauftragte in einem Schreiben an die Sozialbehörde feststellte. Das Verhalten war auch strafbar, denn es verstieß gegen § 203 StGB. Diese Vorschrift stellt die unbefugte Weitergabe von Gesundheitsdaten durch einen Arzt an Dritte unter Strafe.

Das Sozialressort sah in seinem Vorgehen nichts Unrechtes, denn schutzwürdige Interessen seien nicht verletzt worden. Außerdem hätte eine Befragung von Herrn Kraft lediglich einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeutet und außerdem hätten von ihm auch nur ungenaue Informationen erlangt werden können.

Die anwesenden Pressevertreter konnten sich selbst davon überzeugen, wie redegewandt und selbstbewusst Herr Kraft die an ihn gestellten Fragen beantworten konnte. Daher sah sich Herr Weinert auch dazu veranlasst, die Rechtfertigung der Behörde als Beleidigung zu qualifizieren. Seiner Meinung nach hat die Behörde gegen klare gesetzliche Regeln zum Schutz persönlicher Daten behinderter Menschen verstoßen. Derartige Verstöße sind kein Einzelfall, sondern in dem Verhältnis zwischen Arzt und Patient keine Seltenheit. Die Verstöße spielen sich aber in einer für den Patienten schwer zu durchschauenden Grauzone ab. Der Fall von Herrn Kraft ließ sich durch Schriftstücke belegen und hat erstmals Licht in die rechtlich zweifelhafte ärztliche Praxis gebracht. 

Der Landesbehindertenbeauftragte hat betont, der dargelegte Fall verdeutliche, dass Patienten insbesondere in Einrichtungen immer noch als Objekte behandelt werden, über deren persönliche Daten nach Belieben verfahren werden könne. Demgegenüber sei jedoch das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, wie es das Bundesverfassungsgericht schon seit Jahrzehnten festgeschrieben hat, auch für Menschen mit Behinderung ein dem jeweiligen Menschen als Subjekt ganz persönlich zustehendes Recht, über das Dritte nicht frei verfügen können.
7.3. Verbandsklage von LAGS eingeleitet wg. Neupflasterung 
         des O-weges
Pflastersteine oder Asphalt, diese Frage beschäftigte seit Ende letzten Jahres die Anwohner des Ostertorsteinweges, viele Interessenvertreter und die Politik. Die Anwohner riefen eine Bürgerinitiative ins Leben, die sich gegen eine Erneuerung des Kopfsteinpflasters auf dem Ostertorsteinweg einsetzte. Die Schienenstränge der Straßenbahn müssen auf diesem Straßenzug weiter auseinandergelegt werden, damit die neuen, breiteren und für den Verkehr ins Umland geeigneten Straßenbahnzüge auch dort eingesetzt werden können. Dazu muss der Straßenbelag aufgenommen und anschließend neu verlegt werden. Das rief die Bürgerinitiative für Asphalt auf dem Ostertorsteinweg auf den Plan. Sie meint, Asphalt mache weniger Lärm, weniger Dreck und sei sicherer für Radfahrer, Fußgänger und Rolli-Fahrer. Ein Flugblatt wurde gestaltet und zwecks Unterschriftensammlung verteilt und in den Geschäften ausgelegt. Über 300 direkt vom Umbau betroffene Personen haben das Flugblatt unterschrieben. Auch die LAGS hat sich in einer Erklärung mit der Initiative solidarisiert, weil nur durch eine Asphaltierung die gesetzlich gebotene Barrierefreiheit des betroffenen Straßenzuges garantiert ist. Die Unterschriften und die Solidaritätserklärung wurden am 09. 01. 2008 in einer pressewirksamen Form dem zuständigen Ortsamtsamtsleiter Robert Bücking durch die Vorsitzende von SL Frau Swanje Köbsell überreicht. Die Übergabe musste vor dem Ortsamt erfolgen, weil das Gebäude für die rollstuhlnutzende Frau Köbsell nicht barrierefrei zugänglich ist. Herr Bücking versprach, der Initiative schriftlich zu antworten und sich mit ihr zu weiteren Erörterungen zusammenzusetzen. Beides geschah, letzteres in einer turbulenten Pressekonferenz mit reger Beteiligung der Presse. Herr Bücking hält die erneute Verlegung des Pflasters für unerlässlich. "Kopfsteinpflaster ist ein Belag, der der alten Stadt ästhetisch zugeordnet ist. Es ist die dritte Oberfläche neben den Fassaden der Häuserreihen, die das Bild der Stadt bestimmen......... Es ist von großer Bedeutung für unsere Hauptstraße, zwischen diesen Oberflächen einen gestalterischen Zusammenhang zu erhalten". So rechtfertigt der Ortsamtsleiter in einem Schreiben vom 17. 01. 2008 die Verlegung von Kopfsteinpflaster. 

In einem gemeinsamen Schreiben wandten sich die LAGS und SL an den Bausenator mit der Bitte, sich für eine Asphaltierung des Ostertorsteinweges einzusetzen. 

"Der Ostertorsteinweg ist einer der von Behinderten am häufigsten benutzten Straßenzüge Bremens. Wenigstens fünf Behinderteneinrichtungen liegen an dieser Straße. Nämlich zwei Behindertenwohngemeinschaften, der Blinden- und Sehbehinderten Verein Bremen e.V., der Verein für Blinde (Begegnungsstätte) und die Beratungsstelle von SL. Daneben gebietet die demografische Entwicklung auch in Bremen eine zunehmende Berücksichtigung der Belange älterer mobilitätsbeeinträchtigter Menschen. Nur durch eine Asphaltierung können Menschen mit Gehhilfen, Rollatoren oder Rollstuhlnutzer den Ostertorsteinweg problemlos überqueren. Das geplante Großpflaster erhöht gerade auch im Hinblick auf die vorhandenen Straßenbahnschienen die Sturzgefahr behinderter Menschen. 

Nur die Asphaltierung macht auch eine deutliche Verbreiterung des Gehwegbereiches sowie der Park- und Haltezonen für Fahrzeuge möglich, weil der Bereich zwischen den Straßenbahnschienen als Radweg ausgewiesen und genutzt werden kann. Dann können die Straßenbahnschienen nämlich näher an den Kantstein geführt werden, weil ein zusätzlicher Streifen für Radfahrer entbehrlich wird. Die Neugestaltung des Leibnizplatzes hat gezeigt, dass ein Großpflaster behinderten-feindlich ist und nachträglich eine kostenintensive Umgestaltung erforderlich machte. 

Auch die Haftungsprozesse der auf dem Ostertorsteinweg gestürzten Radfahrer haben zu nicht unerheblichen Schmerzensgeldzahlungen Bremens geführt. Aus diesen Planungsfehlern sollten Lehren gezogen werden, um unnötige Mehrkosten zu vermeiden.

Der Ostertorsteinweg ist nicht im Pflasterkataster Bremens eingetragen. 

Das Großpflaster zwischen den Schienen wird binnen kurzer Zeit wieder die jetzt vorhandenen Absenkungen und Fugenrisse aufweisen."

Dieses Schreiben blieb bisher unbeantwortet.

Der Landesbehindertenbeauftragte Dr. Joachim Steinbrück hat in einer mehrseitigen Stellungnahme auf die rechtlichen Bedenken im Hinblick auf die Verpflichtung zum Bau barrierefreier Straßen hingewiesen, die bei der Umsetzung der geplanten Umbaumaßnahmen und der Pflasterverlegung auftreten. Diese interessante und informative Stellungnahme kann auf der Internetseite www.behindertenbeauft-ragter.bremen.de nachgelesen werden.
In der Folgezeit haben über 50 Geschäftsleute, die am Ostertorsteinweg ihr Gewerbe betreiben, in einem Schreiben an die Handelskammer mit Unterschriftenliste ebenso eine Asphaltierung gefordert, wie mehrere Hauseigentümer in einem Schreiben an den Bausenator. Auch diese Schreiben blieben unbeantwortet.

Die "Steinefraktion" blieb vor dem Hintergrund dieser massiven Aktionen der Betroffenen auch nicht untätig. Sie sammelte - von wem auch immer - ebenfalls mehrere hundert Unterschriften von den Befürwortern der Kopfsteinpflasterverlegung. Diese Unterschriften wurden am Donnerstag, den 14.02.2008 auf dem Ulrichsplatz vor den Augen der Presse dem Staatsrat des Bausenators überreicht.

Diesen Fototermin nutzte der 1. Vorsitzende der LAGS Herr Weinert dazu, dem Staatsrat den Schriftsatz zu überreichen, mit dem die LAGS das Verbandsklageverfahren wegen der Umbaumaßnahmen auf dem Ostertorsteinweg einleitete. 

In dieser Verbandsklage heißt es u. a.:
"Die Umbaumaßnahmen verstoßen gegen die Verpflichtung zur Herstellung der Barrierefreiheit öffentlicher Straßen nach § 18 Abs. 1 Satz 2 des Bremischen Landesstraßengesetzes (BremLStrG), § 8 Abs. 2 BremGG.

Der Umbau ist schon allein deswegen rechtswidrig, weil er ohne das erforderliche vorgeschaltete Planfeststellungsverfahren nach § 28 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) durchgeführt wird. 

Das geplante Kopfsteinpflaster stellt für mobilitätsbehinderte Menschen eine vermeidbare Barriere dar, weil es die Sturzgefahr signifikant erhöht. Behinderten Menschen muss an jeder Stelle des boulevardähnlichen Straßenzuges die unbehinderte Querung der Fahrbahn möglich sein. Es ist unzumutbar, Behinderte auf die mehr als 200 Meter auseinander liegenden Querungsfurten zu verweisen, die zudem in den Bauplänen nicht ausgewiesen sind. Allein eine Asphaltierung der Fahrbahn genügt der Barrierefreiheit des § 18 Abs. 1 Satz 2 BremLStrG.

Das aufgesetzte Parken engt den Gehwegbereich an den betroffenen Stellen auf lediglich 2 Meter ein, so dass sich u.a. Rollstuhlnutzer dort nicht begegnen können. 

Die barrierefreie Gestaltung der Haltestellen Wulwesstraße/Ulrichsplatz ist nicht ausgewiesen und wird schwerlich möglich sein. 

Untaugliche Querungsfurten sind nicht vorgesehen.

Der einzige Behindertenparkplatz vor dem Haus Ostertorsteinweg 98 ist nicht ausgewiesen und lässt sich der DIN 18024 genügend auch nicht einrichten. Es müssen wenigstens zwei weitere Behindertenparkplätze ausgewiesen werden, um dem Ostertorsteinweg als Einkaufsstraße gerecht zu werden. 

Die Absenkung der Gehwegkanten auf nicht mehr als 3 cm ist nicht geplant. 

Bei dem Ostertorsteinweg handelt es sich um eine Straße, die nicht nur gelegentlich, sondern häufig von Menschen mit Behinderung aufgesucht wird. Denn an der Contrescarpe 3 hat der Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e.V. seine Geschäftsstelle. Dort befindet sich auch die Blinden- und Sehbehindertenberatungsstelle. Der Verein SelbstBestimmt Leben Bremen betreibt am Ostertorsteinweg eine Behindertenberatungsstelle. Am Sielwall liegt die Blindenbegegnungsstätte des Vereins für Blinde und in der Aikido-Schule in der Weberstraße treffen sich regelmäßig blinde Personen zum Aikido. Schließlich wohnt im Einzugsgebiet des Ostertorsteinwegs eine Reihe von Menschen, die blind sind oder einen Rollstuhl nutzen. Dies verleiht dem Interesse an einer möglichst weit reichenden barrierefreien Gestaltung des Ostertorsteinwegs ein besonderes Gewicht, das bei der Umgestaltung des Ostertorsteinwegs im Zuge der Schienenerneuerung zu berücksichtigen ist."

Über diesen Antrag muss die Behörde nunmehr förmlich entscheiden. Gegen diese Entscheidung wäre dann die Klage vor dem Verwaltungsgericht möglich, die es aber zu vermeiden gilt. 

Dem Appellcharakter der Verbandsklage wird vielmehr dadurch Genüge getan, dass Bewegung in die Sache kommt und der Bausenator sich mit den Behindertenvertretern an einen Tisch setzt, um eine für alle Seiten erträgliche Lösung zu erarbeiten. Ein derartiges Gespräch soll mit den Behindertenvertretern, der BSAG und dem Staatsrat am 18.02.2008 stattfinden. Alle hoffen, dass in diesem Gespräch die größten Barrieren und Hindernisse auf dem Ostertorsteinweg beiseite geräumt werden können und den behinderten Menschen damit eine weitgehend barrierefreie Nutzung dieses boulevardähnlichen Straßenzuges ermöglicht wird. Ob die optimale Lösung der Asphaltierung der Straße erreicht werden kann scheint fraglich, sollte aber nicht von vornherein ausgeschlossen werden.
Auf der Mitgliederversammlung wird über den weiteren Gang in der Angelegenheit berichtet.
7.4. Fünfzehntes Bremer Behindertenparlament
Zum 15. Mal trat am 07. Dezember 2007 anlässlich des Welttages der Behinderten das Bremer Behindertenparlament zusammen. Sein Präsident, Matthias Weinert, begrüßte die anwesenden Vertreter der Fraktionen behinderter Menschen herzlich. Anhand eines Rückblickes auf die letzten 15 Jahre Behindertenparlament und der Antworten von Politik und Verwaltung auf die Beschlussvorschläge des letztjährigen Behindertenparlaments unterstrich er die zahlreichen Erfolge und unermüdlichen Anstrengungen des Arbeitskreises Bremer Protest, dessen Mitglieder sich seit 15 Jahren engagiert gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen einsetzen. Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nicht behinderten Menschen und tagt einmal monatlich. Die Organisation des Behindertenparlaments übernahm traditionell die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. in Zusammenarbeit mit weiteren Verbänden der Behindertenselbsthilfe.

Wilhelm Winkelmeier von Selbstbestimmt Leben führte nach Grußworten von  Christian Weber (Präsident der Bremischen Bürgerschaft) und Dr. Joachim Steinbrück (Landesbehindertenbeauftragter und Schirmherr der Veranstaltung) in das zentrale Thema des 15. Bremer Behindertenparlaments ein: Selbstbestimmt Wohnen – so geht das! Unter den Zuhörern waren auch Vertreter der Bremer Bürgerschaftsfraktionen: Margitta Schmidtke (SPD), Horst Frehe (Bündnis 90/Die Grünen), Elisabeth Motschmann (CDU), Dr. Magnus Buhlert (FDP) und Staatsrat Dr. Joachim Schuster (SPD) als Vertreter der Sozialsenatorin Ingelore Rosenkötter. 

Doch zurück zur Rede von Wilhelm Winkelmeier: Er erinnerte an die Forderungen des 15. Bremer Protesttages vom Mai 2007. Hierin sprach sich der Arbeitskreis Bremer  Protest in einem Positionspapier gegen Heime und für ein selbstbestimmtes Wohnen behinderter Menschen aus. Nach dem Protesttag organisierte Selbstbestimmt Leben eine vierteilige Veranstaltungsreihe, die der Frage nachging: Was kann und muss getan werden, um den Gedanken von selbstbestimmtem Wohnen zu verwirklichen? Erste Antworten auf diese Fragen legte Winkelmeier den Behindertenparlamentariern in Form eines Forderungskataloges an Politik und Verwaltung vor. Darin heißt es unter anderem: Politik und Verwaltung müssen Stellen schaffen, wo behinderte Menschen bei der Wohnungssuche unterstützt werden. Die Vorschriften zum barrierefreien Bauen sind einzuhalten. Einrichtung einer Arbeitsgruppe aus Politik, Verwaltung, Wohnungswirtschaft und behinderten Menschen, die gemeinsam erörtern, was getan werden muss, damit Menschen mit Behinderung schneller Wohnungen bekommen, die barrierefrei genug für sie sind. Zudem machte die Veranstaltungsreihe deutlich, wie wichtig Unterstützung beispielsweise durch Persönliche Assistenz und das Persönliche Budget für behinderte Menschen sind. Bessere Beratungsangebote und leichterer Zugang zu entsprechenden Hilfen sowie Modellprojekte für behinderte Menschen in Heimen seien notwendig. 

Ulla Maeser vom Forum Barrierefreies Bremen verlas im Anschluss an die Rede Winkelmeiers Beschlussvorschläge (15/1 bis 15/4 und 15/13) zum Thema barrierefreies Bauen und Wohnen. Diese sowie alle weiteren Beschlussvorschläge trafen im Rahmen der Abstimmungen auf mehrheitliche Zustimmung des Behindertenparlaments.

Alle Beschlussvorschläge Fraktionen behinderter Menschen im Überblick:

· Beschlussvorschlag 15/01: Fraktion Forum Barrierefreies Bremen „Für ein Verbandsklagerecht behinderter Menschen in der Landesbauordnung!“
· Beschlussvorschlag 15/02: Fraktion Forum Barrierefreies Bremen „Für Barrierefreiheit auch am Arbeitsplatz!“
· Beschlussvorschlag 15/03: Fraktion Forum Barrierefreies Bremen „Die Vorschriften für barrierefreies Bauen müssen auch durchgesetzt werden!“
· Beschlussvorschlag 15/04: Fraktion Forum Barrierefreies Bremen „Der Bremer Senat darf sich nicht selbst vor Barrierefreiheit drücke!“
· Beschlussvorschlag 15/05: Fraktion Selbstbestimmt Leben „Für eine verlässliche finanzielle Förderung der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V.!“
· Beschlussvorschlag 15/06: Fraktion Werkstatt Bremen „Pflegesatzkosten für Teilzeitbeschäftigte in der Werkstatt für behinderte Menschen“
· Beschlussvorschlag 15/07: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser-Werkstätten GmbH Bremerhaven „Kürzung der Entgelte für Teilzeitbeschäftigte in Werkstätten für behinderte Menschen“
· Beschlussvorschlag 15/08: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser-Werkstätten GmbH Bremerhaven „Einrichtung eines Krisendienstes in Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 15/09: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser-Werkstätten GmbH Bremerhaven „Sonderfahrdienst für mehr Mobilität behinderter Menschen – Gleichwertige Bedingungen für Bremen und Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 15/10: Fraktion Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e.V. „Ampelsignale sind zu leise“ 

· Beschlussvorschlag 15/11: Fraktion Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e.V. „Nacht- und Wochenendabschaltung von Ampelanlagen“
· Beschlussvorschlag 15/12: Fraktion GesamtElternbeirat (GEB) Ausschuss Förderzentren/Sonderpädagogik „Es wird von der Regierungskoalition ein Ausschuss eingesetzt, der einen Schulentwicklungsplan bis Frühjahr 2008 erstellen soll.“
· Beschlussvorschlag 15/13: Fraktion Selbstbestimmt Leben e.V. „Keine faulen Kompromisse beim City-Palais!“
· Beschlussvorschlag 15/14: Fraktion Selbstbestimmt Leben e.V. „Selbstbestimmtes Wohnen heißt auch: Barrierefrei Wohnen!“
· Beschlussvorschlag 15/15/: Fraktion: Selbstbestimmt Leben e.V. „Für mehr Assistenz und gute Unterstützung!“
(Diese Beschlussvorschläge sowie die Antworten von Politik und Verwaltung auf die Beschlussvorschläge vom 14. Bremer Behindertenparlament können in Kopie bezogen werden über die Geschäftsstelle der LAG Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V., Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, Tel.: 0421/ 38 777-14, Fax: 0421/ 38 777-99, Email: info@lags-bremen.de)

Die anwesenden Politiker betonten in ihren Redebeiträgen zu einzelnen Beschlussvorschlägen, dass sie sich für die Belange behinderter Menschen einsetzen wollen. Margitta Schmidtke erklärte beispielsweise, dass die SPD sich das Thema Barrierefreiheit auf die Fahnen geschrieben habe. Horst Frehe sagte mit Blick auf die im November im Haushaltsentwurf angekündigte Streichung der Fördermittel für die LAGS, dass Bündnis 90/Die Grünen sich als Koalitionspartner der SPD für den Erhalt der Mittel einsetzen werden. Und auch Elisabeth Motschmann von der CDU sprach sich gegen Einsparungen bei behinderten Menschen aus.

Dieter Stegmann von der LAG Selbsthilfe erinnerte in einem seiner Redebeiträge die Politiker an frühere Versprechen, die nicht eingehalten wurden und mahnte insbesondere die SPD, sich nicht länger zum Sprachrohr der Verwaltung degradieren zu lassen.

Am Ende dankten der Präsident Matthias Weinert und seine Beisitzer Marion Dock und Ralf Heller aus Bremerhaven nach einer über zweieinhalbstündigen Sitzung allen für den konstruktiven und disziplinierten Sitzungsverlauf. Weinert äußerte jedoch auch Unmut darüber, dass weder der geladene Bausenator noch ein Vertreter in die 15. Sitzung des Behindertenparlaments kam. Das müsse sich ändern, denn das Thema des Tages war kein rein sozialpolitisches und auch der Bausenator müsse sich endlich den gerechtfertigten Ansprüchen und Forderungen behinderter Menschen stellen.

7.5 Mitarbeit der lags in der Sozialdeputation
Seit vielen Jahren ist die LAGS behinderter Menschen Bremen e.V. anerkannter und ständiger Gast in der staatlichen (mit Bremerhaven) und städtischen (nur Bremen) Deputation für Jugend, Soziales, Senioren und Ausländerintegration. In der Deputation werden alle wichtigen Maßnahmen, Gesetze und Verordnungen, aber auch die finanziellen Rahmenbedingungen für alle Maßnahmen, die diesen Ressortbereich betreffen, erstmals öffentlich beraten und entschieden.

Der Gaststatus der LAGS Bremen in der Deputation bedeutet, dass wir bei jeder Sitzung anwesend sind und beratend mitreden, aber nicht mit abstimmen dürfen.

Gleichwohl gelangen wir auf diesem Wege oftmals frühzeitig an Informationen über Maßnahmen und Entwicklungen, die Menschen mit Behinderungen in vielen Lebensbereichen - von der Frühförderung bis hin zur Versorgung im Alter - in vielfältigen sozialen Beziehungen betreffen können.

Einige Themen der Sozialdeputation im Berichtszeitraum waren:

1. Die finanzielle Unterstützung des Bremer Protesttages gegen Diskriminierung und für die Gleichstellung behinderter Menschen
2. Die Neufassung der Härtefall-Regelung beim Sonderfahrdienst für behinderte Menschen 
3. Geplante Kürzungen im Bereich der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
4. Der strukturelle Umbau der Versorgung behinderter Kinder in der Frühförderung und im Vorschulalter (Kindergarten) 
5. Streichung der Fördermittel für die LAGS im Rahmen des Haushaltsentwurfes von 11/2007
Mit vielen Maßnahmen - insbesondere mit den Punkten 3,4 und 5 - sind wir aus der Sicht behinderter Menschen nicht einverstanden, manches konnten wir im Diskussionsprozess verändern, vieles leider aber auch nicht verhindern. Insbesondere gegen die unter Punkt 5 genannten Streichungsbestrebungen stellte sich die LAGS gemeinsam mit den Mitgliedsverbänden und weiteren Unterstützern massiv entgegen.
Trotzdem lohnt sich der Einsatz, den unser Vorstandsmitglied Dieter Stegmann dort seit einigen Jahren leistet. Jüngstes Beispiel ist die Neufassung bei der Härtefallregelung beim "Sonderfahrdienst für behinderte Menschen".
7.6 Stellungnahme der LAGS zur geplanten Änderung des
         Bremischen BEhindertengleichstellungsgesetzes
Lange hat es gedauert, bis sich der Bremer Senat dazu bewegen konnte, den Landesbehindertenbeauftragten (LBB) gesetzlich zu verankern. Nicht nur das ständige Drängen der LAGS Bremen, sondern auch die hervorragende Arbeit des "kommissarisch" tätigen derzeitigen Amtsinhabers Dr. Steinbrück haben dazu geführt, dass der Senat von seiner Verwaltung einen Gesetzentwurf erarbeiten ließ, in dem die Stellung und die Aufgaben des LBB geregelt werden sollen. 

Bremen ist eines der letzten Bundesländer, das eine derartige gesetzliche Reglung nunmehr verabschieden will. Dabei waren es die Bremer Behindertenverbände, die bereits 1996 (!!) - also vor fast 12 Jahren - ein Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG) nebst ausführlicher Begründung der Öffentlichkeit vorgelegt haben. Dieser Gesetzentwurf wurde vom 4. Behindertenparlament am 2. Mai 1996 in der Bürgerschaft einstimmig verabschiedet. Dieses Gesetz trat dann seine Erfolgsreise durch alle Bundesländer der Republik an und war Grundlage der von den Länderparlamenten verabschiedeten Behindertengleichstellungsgesetze. Daher haben auch fast alle Bundesländer schon seit Jahren Behindertenbeauftragte, die hervorragende und erfolgreiche Arbeit für die Gleichstellung behinderter Menschen leisten.

Das vom 4. Bremer Behindertenparlament verabschiedete BremBGG sieht folgende Reglungen für den LBB vor:

· Wahl eines behinderten Menschen auf Vorschlag der Behindertenverbände für sechs Jahre durch die Bürgerschaft.

· Mitwirkung bei Entwürfen von Gesetzen und Verordnungen.

· Zusammenarbeit mit gesellschaftlich relevanten Gruppen behinderter Menschen.

· Überwachung von psychiatrischen Einrichtungen und Zusammenarbeit mit der Besuchskommission.

· Öffentlichkeitsarbeit zu allen Belangen behinderter Menschen.

· Jährliche Berichtspflicht über Verstöße gegen das BremBGG.

· Akteneinsichtsrecht bei Behörden und Betrieben.

· Unangemeldetes Zutrittsrecht zu den Dienst- und Geschäftsräumen von Behörden und Betrieben.

· Antragsrecht an den Senat und die Bürgerschaft.

· Anhörungsrecht der an einer Diskriminierung behinderter Menschen beteiligten Personen.

· Unterstützung behinderter Menschen bei der Wahrung und Durchsetzung ihrer Rechte.

Die weiteren Einzelheiten über die Stellung und Rechte des LBB ergeben sich aus dem vom 4. Bremer Behindertenparlament verabschiedeten Gesetz, das in der von der LAGS Bremen erstellten Dokumentation über den 4. Bremer Protesttag enthalten ist. Diese Dokumentation kann auf der Geschäftsstelle der LAGS Bremen eingesehen und dort von interessierten Menschen gegen Kostenerstattung angefordert werden.

Auch der Deutsche Bundestag hat ein BGG verabschiedet, das am 1. Mai 2002 in Kraft trat und in dem die Stellung und Aufgaben des BEhindertenbeauftragten festgelegt sind.

Mehr als sechs Jahre später bewegt sich nunmehr auch in Bremen etwas. Der von der Sozialverwaltung erarbeitete Gesetzentwurf bleibt jedoch weit hinter dem vom 4. Bremer Behindertenparlament verabschiedeten BremBGG, das den Erwartungen und Hoffnungen der Bremer Menschen mit Behinderungen entspricht, zurück.

Der Gesetzentwurf der Verwaltung sieht für den LBB folgende Bestimmungen vor:

· Wahl eines möglichst behinderten Bewerbers auf Vorschlag des Präsidenten der Bürgerschaft für sechs Jahre durch die Bürgerschaft.

· Stellungnahmerecht der Behindertenverbände erst vor der Ernennung.

· Funktion eines Ombudsmannes als Mittler zwischen den Belangen behinderter Menschen und den Interessen der Verwaltung und den Einrichtungen für Menschen mit Behinderung.

· Auskunftsrecht gegenüber Behörden und Ämtern.

· Berichtspflicht gegenüber der Bürgerschaft.

· Unabhängigkeit in der Amtsausübung.

· Recht auf die notwendigen Personal- und Sachmittel.

Viele dieser vorgeschlagenen Regelungen sind Selbstverständlichkeiten und durch die Bestimmungen im BGG bereits vorgegeben.

Die Behindertenverbände unter der Federführung der LAGS Bremen kritisieren an dem unzureichenden Gesetzentwurf folgende Punkte:

1. Der LBB sollte ohne Einschränkungen, also nicht "möglichst" ein Mensch mit Behinderung sein. Nur ein behinderter Mensch kann nach dem Grundsatz: "Nichts über uns - ohne uns!" die Interessen und Belange behinderter Menschen glaubwürdig vertreten. Durch die Soll-Regelung hat die Bürgerschaft ein ausreichendes Ermessen bei der Auswahl des Bewerbers. Die Formulierung "möglichst" ist eine Aufforderung, nicht behinderte Bewerber zu berufen. 

2. Die Verbände sollten bereits zum Kandidatenvorschlag des Präsidenten der Bürgerschaft Stellung nehmen können und nicht erst nach seiner Wahl. Bei der vorgeschlagenen Reglung bleibt den Behindertenverbänden nur die Möglichkeit, den von der Bürgerschaft bereits gewählten Kandidaten lediglich "abzunicken".

3. Dem LBB muss entsprechend der Reglung im BGG unbedingt ein Akteneinsichtsrecht eingeräumt werden. Nur durch die Möglichkeit der Akteneinsicht ist dem Beauftragten eine fundierte Stellungnahme möglich. Schon jetzt hat der Beauftragte Schwierigkeiten, von ihm für notwendig erachtete Akten einsehen zu können. Erst nach Akteneinsicht kann der Beauftragte sinnvoll und begründet festgestellte Benachteiligungen oder Verstöße im Sinne des § 15 Abs. 7 beanstanden. Auch dem Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen steht nach § 14 Abs. 3 Satz 1 am Schluss BGG das Recht zur Akteneinsicht zu.

4. Besonders unglücklich ist die vorgeschlagene Position des LBB als Ombudsmann. Der LBB soll eine koordinierende Funktion für behinderte Menschen und deren Verbände und Organisationen übernehmen bzw. sich hierfür zur Verfügung stellen. Unklar bleibt, was da koordiniert werden soll und was alles unter Organisationen behinderter Menschen zu fassen ist. Der LBB sollte nicht mit dieser (zusätzlichen) Aufgabe betraut werden, die ihn möglicherweise in der Erfüllung seines eigentlichen Auftrages, auf gleichwertige Lebensbedingungen behinderter Menschen hinzuwirken, behindert. Es wäre sinnvoller, bestehende und in der Vergangenheit gut funktionierende selbstorganisierte Koordinierungsstrukturen zu stärken und zu fördern anstatt, wie geschehen und offensichtlich vorgesehen, weiter zu schwächen. Es werden widersprüchliche Anforderungen an den LBB formuliert: er soll eine Ombudsfunktion übernehmen, also parteilich (für behinderte Menschen und ihre Interessen) sein, gleichzeitig soll er als Mittler zwischen den oft divergierenden Interessen von behinderten Menschen und öffentlicher Verwaltung, Reha- und Einrichtungsträgern auftreten, was eine Unparteilichkeit voraussetzt. Aus Sicht behinderter Menschen kommt es aber auf die grundsätzlich uneingeschränkte Parteilichkeit für ihre Interessen an. Der LBB kann jederzeit von sich aus von Fall zu Fall in koordinierender Funktion oder auch als Moderator auftreten, wenn ihm dies zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben zweckmäßig erscheint. Es schränkt jedoch seine Unabhängigkeit und Arbeitsfähigkeit ein, wenn er von Gesetzes wegen quasi dazu verpflichtet wird.

Die LAGS Bremen erwartet, dass die Einwände der Behindertenverbände von der Verwaltung ernst genommen und beachtet werden, damit der Bürgerschaft ein Gesetzentwurf vorgelegt wird, der den Bedürfnissen behinderter Menschen nach einer wirksamen Vertretung ihrer Interessen durch den LBB gerecht wird. Der von der Verwaltung vorgelegte Gesetzentwurf bleibt hinter diesen Erwartungen und auch den Reglungen im BGG zurück. Er räumt dem LBB eine schwache und wenig effiziente Position ein. 

Die LAGS Bremen fordert daher die konsequente Umsetzung der von den Behindertenverbänden vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen. Nur wenn dem LBB die geforderte rechtliche Stellung eingeräumt wird, hat er das Vertrauen der behinderten Menschen, weil ihm dann ein Gesetz zur Verfügung steht, mit dem er die Interessen behinderter Menschen auch wirksam vertreten kann.

7.7 Familienratgeber der aktion Mensch – Bremer Selbst-
         hilfetage
"Ich suche etwas, wo sich jüngere Menschen mit einer Körperbehinderung treffen und über ihre Situation austauschen können. Wissen Sie da was in Bremen?" Vielleicht kam die junge Frau mit zwei kleinen Kindern gezielt zu den 11. Bremer Selbsthilfetagen mit dem Motto "Selbsthilfe stärkt alle". Vielleicht hat sie sich aber auch spontan zu einem Besuch in der Unteren Rathaushalle entschieden. Dort stellten sich am 28. und 29.09.07 ca. 70 Selbsthilfegruppen und -vereinigungen vor. 

Auf jeden Fall bekam sie auf ihre Frage am Stand des Familienratgebers der Aktion Mensch - vertreten durch die LAGS Bremen - verschiedene Tipps und Adressen, über die sie sich sichtlich freute.

Die LAGS sammelt und pflegt seit mehreren Jahren als Regionalpartner der Internetplattform www.familienratgeber.de Adressen von Angeboten für Menschen mit Behinderung aus Bremen und der Region. So ist mittlerweile ein ordentlicher Fundus an Adressen zusammengekommen. In diesem Jahr hat Ellen Uebigau, die sich sonst mit Computer und Telefon um die Pflege der Daten kümmert, den Familienratgeber erstmals öffentlich, sozusagen den potentiellen Nutzern, in Bremen vorgestellt.

Einige der verzeichneten Vereine haben auch die Gelegenheit genutzt, ihre Flyer am Stand des Familienratgebers auszulegen. 

So war die große Vielfalt der Unterstützungsmöglichkeiten nicht nur als Inter​netangebot präsent sondern auch sichtbar bunt und zum Greifen nah.
Die Besucherinnen und Besucher der Selbsthilfetage kamen aus den unter​schiedlichsten Gründen. So hat ein Mitarbeiter des Arbeitsamtes sich umfassend über verschiedene Angebote beraten lassen, um Informationen für seine Kunden zu sammeln.

Ein Mitarbeiter des Gesundheitsamtes hat auf einen Türöffner im Gesundheitsamt aufmerksam gemacht, der für Rolli-Fahrende und Menschen mit Gehstützen nur schwer zugänglich ist. Sein Anliegen war, dass der besagte Eingang barrierefrei sein sollte und bat um Unterstützung dafür. Eine ältere Dame wiederum suchte nach Beratungsmöglichkeiten für barrierefreies Wohnen. Und eine andere Frau hat für ihre Freundin den Flyer von "Hand zu Hand", einem Beratungsangebot für gehörlose Menschen, entdeckt.

Aber die Besucherinnen und Besucher haben nicht nur gefragt, sondern auch wertvolle Tipps zu Angeboten für Menschen mit Behinderung im Bremer Umland gegeben, die in Bremen noch nicht so bekannt sind. So kann der Schatz an Adressen weiter wachsen.

Nicht zuletzt die vielen Gespräche mit den anderen Vertreterinnen und Vertretern der Selbsthilfegruppen haben die Selbsthilfetage zu einer Kontakt- und Informa-tionsbörse gemacht, von der wohl alle Beteiligten einen großen Gewinn hatten.
7.8 Arbeitsgemeinschaft AP 2010 beim Senator für Soziales
Mit dem Programm "Innenstadt- und Stadtteilentwicklung in der Stadt Bremen – Aktionsprogramm 2010 – " wird das Ziel verfolgt, die Qualität der Bremischen Stadtstruktur zukunfts- und wettbewerbsfähig zu machen. Das Programm wurde gemeinsam vom Senator für Bau, Umwelt und Verkehr und dem Senator für Wirtschaft und Häfen sowie der Handelskammer Bremen entwickelt und folgt einem integrativen Ansatz. Dieser Ansatz umfasst auch die barrierefreie Aufwertung vorhandener öffentlicher Infrastruktur und bedeutet bessere Erreichbarkeit öffentlich zugänglicher Gebäude, Straßen und Plätze auch für mobilitätsbeeinträchtigte Menschen.

Der Programmteil Barrierefreiheit liegt in der Verantwortung des Senators für Soziales. Von dessen Seite wurde eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung behinderter Menschen und deren Interessenvertretung eingerichtet.

Die LAGS hat im Berichtszeitraum in dieser Arbeitsgruppe regelmäßig mitgearbeitet und in Ab- bzw. Rücksprache mit behinderten Menschen und deren Verbänden Empfehlungen zur Vergabe von Projektmitteln für die barrierefreie Gestaltung von öffentlichen Bauten ausgesprochen. Schwerpunktthemen waren:

· Vergabe eines Planungsauftrages zur Herstellung der Barrierefreiheit des Bahnhofsvorplatzes einschließlich des Bahnsteiges M für die Fernbusse

· Barrierefreie Nachbesserung der Hochpflasterung Waller Heerstraße zwischen der Haltestelle Gustavstraße und der Geschäftsstelle der LAGS Bremen e.V.

· Aufstellung eines rollstuhlgerechten WC (Austausch des vorhandenen WC) am Beginn der Rampe auf dem Osterdeich zur Unteren Weserpromenade

· Anschaffung eines mobilen Badelifters zum Einsatz in öffentlichen Bädern

· Erarbeitung des Endberichtes „Bremen baut Barrieren ab – Teil II. Regeln und Grundsätze für den Abbau von Barrieren im öffentlichen Raum.“

7.9 sechzehnter Bremer Protesttag am 6. Mai 2008
Am Dienstag, den 6. Mai 2008 fand in der Friedensgemeinde der 16. Bremer Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen im Rahmen des Europäischen Protesttages statt. Der Arbeitskreis Bremer Protest hatte sich in diesem Jahr für das Motto entschieden:

Teilhabe statt Ausgrenzung

in Bremen und Bremerhaven!
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen und tagt einmal monatlich. Die Organisation des Protesttages übernahm traditionell die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen in Zusammenarbeit mit weiteren Verbänden der Behindertenselbsthilfe. Dazu gehören insbesondere der Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V. und der Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz. Nicht unerwähnt dürfen dabei die zahlreichen ehrenamtlichen Unterstützerinnen und Unterstützer bleiben, die sich in der Vorbereitungs- und Durchführungsphase engagiert einbrachten und so zum Gelingen des Protesttages erheblich beitrugen. 

Das diesjährige Motto berücksichtigte die Tatsache, dass immer noch sehr viele Menschen mit Behinderung von Ausgrenzung betroffen und in ihren Rechten und Möglichkeiten zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft stark eingeschränkt werden. Das findet in vielen Bereichen des Alltags statt; beginnend im Kindergarten, wo die wohnortnahen Integrationsplätze zugunsten von Kompetenzzentren reduziert werden. Die gemeinsame Beschulung behinderter und nichtbehinderter Kinder an den höheren Schulen findet noch immer nicht statt. Barrierefreie Wohnungen und Freizeitangebote gibt es viel zu wenige. Der selbständige Gang zum Arzt oder zu notwendigen Therapeuten ist oftmals mit großen Umwegen verbunden. In der Gastronomie müssen behinderte Menschen häufig „draußen bleiben“, und zur Toilette gehen sie am besten nur zu Hause. Das ist nicht in Ordnung und muss sich ändern! 

Nach mehrmonatiger Vorbereitung be​grüßte der sehr gut aufgelegte Moderator Ralf Taube vom Arbeitskreis Bremer Protest am Morgen des 6. Mai ca. 150 Gäste im Großen Saal der Friedensgemeinde. Darunter Staatsrat Dr. Joachim Schuster (SPD) vom Senator für Soziales, Horst Frehe von Bündnis 90/ Die Grünen und Dr. Joachim Steinbrück, (Landesbehindertenbeauftragter). Letzterer wollte sich eigentlich mit einer eigenen Öffentlichen Sprechstunde am Protesttag beteiligen. Da jedoch der Referent der Arbeitsgruppe „Persönliches Budget“ aus wichtigen Gründen kurzfristig abgesagt hatte, erklärte Herr Dr. Steinbrück sich zur Übernahme der Arbeitsgruppe bereit.

Ralf Taube machte noch einmal auf de Angebote des Vormittags aufmerksam. Dazu gehörten:

· Arbeitsgruppe „Plakate für die Demo“ unter der Leitung von Anja Stöver (Jugendgemeinschaftswerk)

· Arbeitsgruppe „Behindertenpolitische Schweinereien Teil III“ unter der Leitung von Kassandra Ruhm vom Arbeitskreis Bremer Protest

· Kurzfilme über Teilhabe, betreut von Patrick George (Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V.)

· Arbeitsgruppe „Sammlung von Barrieren in Bremen und Bremerhaven“ unter der Leitung von Fritz Terveer (Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V.)

· Arbeitsgruppe „Persönliches Budget“ unter der Leitung von Dr. Joachim Steinbrück (Landesbehindertenbeauftragter)

Bevor es um 10.30 Uhr mit der Arbeit in den Veranstaltungen begann, sprach der Hausherr Pastor Bernd Klingbeil-Jahr Grußworte. Diese wurden ihm gedankt mit einem Lied aller Anwesenden anlässlich seines Geburtstages. Musikalisch weiter ging es dann mit dem ersten öffentlichen Auftritt des Chors vom Kaffee Klatsch.

Im Anschluss tagten die Arbeitsgruppen, bis um 12.30 Uhr die Glocken der Kirche zum Sammeln für die Demo läuteten. Dieses Jahr führte der Weg der mehreren hundert Demonstranten bei strahlendem Sonnenschein über die Humboldtstraße – St. Jürgenstraße – Vor dem Steintor – Am Dobben – Auf den Häfen – Salvador-Allende-Straße – Meinkenstraße – Contrescarpe – Am Wall – Ostertorsteinweg bis hin zum Kundgebungsplatz neben dem Dom (oberer Domshof).

Auf der Kundgebung sprachen verschiedene Vertreter der Behindertenselbsthilfe. Darunter Barbara Meurin (Bremer Netzwerk behinderter Frauen), Dieter Stegmann von der LAG Selbsthilfe und Martina Reicksmann vom Blinden- und Sehbehindertenverein.

Martina Reicksmann zeigte auf, wie bessere Teilhabe für blinde Menschen ermöglicht werden könnte: „Können Sie ihre Waschmaschine, die Spülmaschine, die Dunstabzugshaube, die Herdplatten und den Backofen bedienen ohne hin zu sehen? Wie nehmen Sie Einstellungen an Ihrem Fernseher, dem DVD-Recorder oder Ihrer Stereoanlage vor? On-Screen-Displays und Sensortasten sind für blinde und sehbehinderte Menschen massive Barrieren! Wir sind gezwungen, lange zu suchen und müssen oft sogar auf ältere Modelle zurück greifen, um mit allen Elektrogeräten in unserem Haushalt selber umgehen zu können. Rein technisch gesehen sind sprachgeführte Menus gar kein Problem. Damit der technische Fortschritt für uns nicht zum Rückschritt wird, fordern wir die Hersteller von Elektrogeräten auf, ihre Produkte auch für Personen mit Seheinschränkung bedienbar zu gestalten. Frei nach dem Motto 

„Einfacher geht’s nicht: programmieren Sie Ihre Waschmaschine mit geschlossenen Augen!“

Am Ende der Kundgebung erinnerte der Moderator an das kommende Behindertenparlament. Es findet in diesem Jahr am 5. Dezember 2008 im Haus der Bremischen Bürgerschaft statt. Bis dahin werden die einzelnen Arbeitsgruppen des Vormittags die Ergebnisse ihrer Beratungen vom 6. Mai aufarbeiten und in Form von Beschlussvorschlägen dem Behindertenparlament zur Abstimmung vorlegen. Ziel ist es, anschließend die Bürgerschaftsfraktionen aufzufordern, sich mit den abgestimmten Forderungen behinderter Menschen auseinanderzusetzen und sich für deren Umsetzung politisch stark zu machen. 
7.10 LAGS engagiert sich im bereich barrierefreier ÖPNV
Die BSAG wird in den nächsten Monaten insgesamt 40 neue Busse der polnischen Fa. Solaris (www.solarisbus.de) anschaffen. Vertreter der Behindertenverbände hatten Ende Februar 2008 Gelegenheit, in der Montagehalle der BSAG am Flughafendamm die neuen Busse auf ihre Behindertenfreundlichkeit zu testen. 

Der Pressesprecher des Unternehmens Herr Jens-Christian Meyer und der Fachbereichsleiter Kraftfahrzeuge Herr Jusuf Demirkaya stellten drei fabrikneue Busse zur Besichtigung und zum Testen in die Montagehalle. Der Landesbehindertenbeauftragte Dr. Steinbrück, der Bürgerschaftsabgeordnete Bündnis 90/Die Grünen Horst Frehe und der 1. Vorsitzende der LAGS Bremen Matthias Weinert inspizierten die Busse und waren mit den Plätzen für Rollstuhlnutzer sehr zufrieden. Die BSAG hat ein eigenes Konzept für die Rollstuhlplätze entwickelt und die entsprechenden Um- und Einbauarbeiten durch Auszubildende ihres Betriebes durchführen lassen. 

Das erzielte Ergebnis kann sich sehen lassen! Die 16 Solo- und 22 Gelenkbusse sind mit einem Hublift an der Fahrertür ausgerüstet. Der Lift konnte problemlos ausgefahren werden. Herr Frehe rollte auf die ausgefahrene Plattform und wurde auf das Niveau des Innenraums hochgefahren. Er konnte dann ohne Ecken und Kanten in den Bereich der Mitteltür rollen, in dem sich die Plätze für Rollstuhlnutzer befinden. Dieser Bereich ist großzügig dimensioniert. Er ist in der gesamten Breite des Busses 2,60 m bzw. 2.80 m lang. Dadurch können problemlos zwei Rollstühle einander gegenüber aufgestellt werden. Die Plätze haben jeweils eine Rückenlehne mit Klappsitz. An einer der Rückenlehnen sind an den Seiten Gurte für die Halterung des Rollstuhles und des Rollstuhlnutzers befestigt. Zusätzlich sind in dem Rollstuhlbereich unter den Fenstern drei weitere Klappsitze angebracht, die für die Rollstuhlnutzer kein Hindernis darstellen, aber von Begleitpersonen genutzt werden können. In diesem Bereich befinden sich in Rollstuhlhöhe auch drei großflächige Haltesignaltaster.

Für Blinde und Sehbehinderte ist an den Haltestangen auf den Tastern für das Haltesignal das Wort "Stop" in Blindenschrift aufgeprägt. Im Übrigen konnte sich Dr. Steinbrück auf Anhieb problemlos im Innenraum des Busses orientieren.

Auch die beiden Midi-Busse für ca. 20 Fahrgäste haben eine ausreichend dimensionierte Fläche für Rollstuhlnutzer im Bereich der Mitteltür. Diese Busse haben keinen Hublift, sondern eine vom Busfahrer manuell zu betätigende ausfahrbare Rampe, die für einen selbstfahrenden Rollstuhlnutzer ein unüberwindbares Gefälle hat, wenn der Bus nicht an einer Haltestelle mit Bordstein hält. Hier ist der Rollstuhlnutzer auf die Hilfe des Buspersonals angewiesen.

Insgesamt waren die Behindertenvertreter mit der vorgestellten Lösung der Rollstuhlplätze in den neuen Bussen zufrieden.

In der Montagehalle hatten die Vertreter der BSAG für ihre Gäste eine kleine improvisierte Kaffeetafel aufgebaut, so dass im "Echtbetrieb" mit zeitweiligem Montagelärm über die vorgestellten Fahrzeuge geredet werden konnte. 

Die BSAG stellte in der Folgezeit die neuen Busse den Bremern vor. Dazu wurden jeweils ein Solo- und Gelenkbus am 28. März 2008 auf dem Marktplatz und am 29. März 2008 auf dem Sedanplatz in Vegesack aufgestellt. Insbesondere Behinderte konnten diese Tage nutzen, um sich mit den neuen Fahrzeugen und ihren Möglichkeiten für Rollstuhlnutzer vertraut zu machen. Die BSAG plant darüber hinaus besondere Werbeveranstaltungen bei und vor Einrichtungen für Behinderte wie z. B. dem Martinshof und Friedehorst, um behinderten Menschen die mögliche Scheu vor der Nutzung des ÖPNV und der neuen Busse zu nehmen. Dazu wurden Faltblätter - auch in einfacher Sprache - erstellt. Die LAGS hat an den Faltblättern tatkräftig mitgearbeitet.

Die Vorstellung der neuen Busse verdeutlichte, dass die kontinuierliche fachkundige und beharrliche Arbeit der Behindertenverbände letztendlich zu akzeptablen Lösungen der Probleme behinderter Menschen in den Bussen der BSAG geführt hat.

7.11 Neues Bratungsangebot der LAG Selbsthilfe Bremen e.V.
Seit Anfang September 2007 hat die LAGS ein neues, attraktives Beratungsangebot. Der 1. Vorsitzende der LAGS, Matthias Weinert, hat jeden Mittwoch von 9:00 bis 12:00 Uhr ein offenes Ohr für jedwede Lebens- und Konfliktberatung. 
Herr Weinert war als Zivilrichter am Landgericht Bremen tätig und ist jetzt im Ruhestand. Daher hat er Zeit, sich um die Probleme von Behinderten sowie deren Angehörigen und Freunden zu kümmern. Er ist selbst als Spastiker mit den Problemen Behinderter vertraut und hat langjährige Erfahrungen in der Behindertenselbsthilfe. Er ist Gründungsmitglied des Forums behinderter Juristen und kennt sich daher auch in den Rechtsfragen aus, die Behinderte betreffen. 

Die Beratungsstunden sind bisher gut angenommen worden. Entweder telefonisch oder durch einen persönlichen Besuch in der Geschäftsstelle der LAGS konnten Fragen geklärt und beantwortet sowie Ratschläge und Hinweise gegeben werden oder Herr Weinert hat einfach nur zugehört und in einem Gespräch Lebensmut und Hoffnung vermitteln können.
Die Gespräche sind kostenlos und vertraulich. 

Im Folgenden einige Themen, die Herr Weinert mit Betroffenen in den Beratungsstunden besprochen hat:

Wie komme ich als Sehbehinderter an Lesehilfen? Ist der Sonderfahrdienst für Behinderte einkommensabhängig? Wo gibt es Hilfen für das autistische Kind? Wann zahlt das Versorgungsamt Sterbegeld? Wie kann man die Krankenkasse wechseln? Wie wehre ich mich gegen meinen aufdringlichen Nachbarn? Was kommt nach einer Trunkenheitsfahrt auf mich zu? Kann mein Vermieter mir so ohne weiteres den Wohnungsschlüssel abnehmen?

Das Leben hat vielfältige Probleme. Einige können mit Hilfe von Herrn Weinert vielleicht einfacher gelöst werden. 

Wenn Sie oder Menschen in Ihrer Umgebung Fragen haben, so können Sie sich an die LAGS wenden. Die Geschäftsstelle reserviert Ihnen auch gern einen Gesprächstermin. Sie können uns täglich von 9:00 bis 16:00 Uhr erreichen (freitags 9:00 bis 13:00 Uhr) unter der Telefonnummer: 0421 38777-14 oder eine Nachricht hinterlassen, Herr Weinert wird dann zeitnah zurückrufen.
Sie können Herrn Weinert auch persönlich erreichen. Er ist jeden Mittwoch von 9:00 bis 12:00 Uhr in der Geschäftsstelle der LAGS in Bremen, Waller Heerstraße 55 für Sie da. Wenn Sie Herrn Weinert eine Email schreiben möchten, so ist das über die Adresse weinert@lags-bremen.de möglich.
7.12 Runder Tisch „Bremen wird barrierefrei“ unter beteiligung 
        der LAGS gegründet
Der Landesbehindertenbeauftragte Dr. Steinbrück (LBB) hat Anfang März 2008 Interessierte zum "Runden Tisch" geladen und viele kamen. Am Rande der Fachveranstaltung "Wirtschaftliche Chancen der Barrierefreiheit", die der LBB zusammen mit dem Verkehrs Club Deutschland (VCD) am 12. Oktober 2007 in Bremen durchgeführt hat, bestand unter den Teilnehmern der übereinstimmende Wunsch, einen "Runden Tisch" zum Schwerpunktthema "Bremen wird barrierefrei" ins Leben zu rufen. Bei dem "Gründungstreffen" im Sitzungsraum des LBB in der Bremischen Bürgerschaft war die gesamte Vielfalt der Organisationen und Verbände vertreten, die Interesse an diesem Thema haben.

Insgesamt 16 Interessengruppen waren vertreten, nämlich

· Blindenverein Bremen

· Bremer Touristik Zentrale

· Bremer Straßenbahn AG

· Deutscher Hotel und Gaststättenverband (Dehoga)

· Hochschule Bremen Fachbereich Verkehrstechnik

· kom.fort.e. V. Beratung für barrierefreies Bauen und Wohnen

· Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Bremen

· Landesbehindertenbeauftragter

· Senator für Bau, Umwelt, Verkehr und Europa

· Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales

· Senator für Wirtschaft und Häfen

· Seniorenvertretung des Beirats Hemelingen

· Sozialverband Deutschland, Ausschuss für Barrierefreiheit

· SelbstBestimmt Leben e. V.

· Verkehrs Club Deutschland

· Zweckverband Verkehrsverbund Niedersachsen/Bremen (ZVBN)
Die Anwesenden waren sich darüber einig, dass barrierefreie Angebote und Strukturen in Bremen wichtige Themen sind, die in die Öffentlichkeit und Politischen Entscheidungsgremien getragen werden müssen. Dazu ist eine vernetzte Struktur erforderlich, die politisch und wirtschaftlich die Barrierefreiheit befördern kann. Der "Runde Tisch" soll keine Einzelprobleme lösen, sondern sich mit den Grundsatzfragen und -aufgaben befassen. Dazu wäre u. a. eine Zielvereinbarung der beteiligten Interessengruppen, die den "Runden Tisch" bilden, hilfreich. Sinnvoll wäre auch ein Beschluss der Bremischen Bürgerschaft, den barrierefreien Tourismus zu fördern. Die Bremer Touristik Zentrale hat sich bereit erklärt, das Marketing in diesem Bereich zu übernehmen. 

Als kurzfristiges und zeitnah zu behandelndes Problem wurde der im Mai 2009 in Bremen stattfindende Evangeliche Kirchentag erörtert. Zu dieser Veranstaltung werden ca. 400.000 Besucher erwartet, unter denen ca. 40.000 behinderte Menschen sein werden, die besondere Bedarfe haben. Auf diese Bedarfe ist Bremen bisher nur sehr unzulänglich vorbereitet. Der "Runde Tisch" ist bereit, mit den Organisatoren des Kirchentages zusammenzuarbeiten, um den behinderten Besuchern einen weitgehend barrierefreien Aufenthalt zu ermöglichen. 
Das nächste Treffen des "Runden Tisch" ist in ca. sechs Monaten geplant. Es wird von dem LBB einberufen und von kom.fort. e. V. vorbereitet und organisiert. Der "Runde Tisch" ist nämlich übereingekommen, dass er jeweils vom LBB einberufen wird, die Einzelheiten der Treffen dann aber im Rotationsprinzip von den interessierten Verbänden und Organisationen vorbereitet werden.

Die Ergebnisse des "Runden Tisch" werden unter www.barrierefrei-mobil.de ins Netz gestellt.

Die LAGS Bremen ist optimistisch, dass mit dem "Runden Tisch" ein effektives und schlagkräftiges Gremium geschaffen wurde, das in Politik und Gesellschaft das Ziel "Bremen wird barrierefrei" nachhaltig befördert.
8. Zusammenschluss verbandsklageberechtigter Verbände
Ende März 2006 hat sich in Bremen die Arbeitsgemeinschaft verbandsklageberechtigter Behindertenverbände gegründet.

Nach dem Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG) können Behindertenverbände, die nach diesem Gesetz anerkannt sind, gegen bestimmte Gesetzesverstöße eine Verbandsklage erheben. Dies ist beispielsweise bei einer Verletzung der Verpflichtung der öffentlichen Hand gegeben, Neu- und Umbauten barrierefrei zu gestalten. Außerdem räumt das Behindertengleichstellungsgesetz den anerkannten Verbänden Beteiligungsrechte bei den Rechtsverordnungen nach dem BremBGG sowie bei dem Bericht über die Lage von Menschen mit Behinderung ein, den der Senat einmal in jeder Wahlperiode zu erstatten hat. 

Mit der Gründung ihrer Arbeitsgemeinschaft wollen die Behindertenorganisationen die Umsetzung des Behindertengleichstellungsgesetzes fördern und ihre Arbeit besser koordinieren. Der Arbeitsgemeinschaft gehören der Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e. V., die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V., der Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V., der Landesverband Bremen des Sozialverbandes Deutschland, die Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Bremen e.V. sowie Selbstbestimmt Leben e. V. an.

Im Berichtszeitraum standen vor allem die Auseinandersetzungen um das Sozialzentrum Süd, die Novellierung der Landesbauordnung (LBO Bremen), immer wieder auch Gaststätten sowie das Bauvorhaben in der Ricarda-Huch-Straße und der Bericht des Senats (Landesregierung) zur Umsetzung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BremBGG) im Mittelpunkt der Beratungen.

Im Konfliktfall „Sozialzentrum Süd“ konnten Erfolge zum Thema Barrierefreiheit erzielt werden. Zur Novellierung der LBO Bremen gibt es eine gemeinsame Stellungnahme der Selbsthilfe- und Sozialverbände mit dem Landesbehindertenbeauftragten, Dr. Steinbrück, ebenso zum Bericht zur bisherigen Umsetzung des BremBGG.

Neu hinzu kommen werden Auseinandersetzungen um die Realisierung der Barrierefreiheit in der neuen Volkshochschule (VHS) im „Bamberger Haus“ sowie Beratungen über ein Gesetz zur Verlängerung der Amtszeit des Landesbehindertenbeauftragten. Zu letzterem hat die LAGS im Februar 2008 eine Stellungnahme eingereicht. Diese kann in Kopie über die Geschäftsstelle der LAGS bezogen werden.
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